Betr.:�
Umsatzsteuerliche Bestimmungen im StRefG 2000�
�
Die Neufassung des Lieferortes hat Auswirkungen auf das Reihengeschäft, das Dreiecksgeschäft und den Ausfuhrnachweis im Touristenexport. Beim Tätigkeitsort wurde der Begriff der "Werkleistung" durch "Arbeiten" ersetzt. Die gänzliche Zuordnung von Gebäuden zum Unternehmen wird als Regelfall angenommen. Das Vorsteuererstattungsverfahren findet auch in den Fällen des Übergangs der Steuerschuld Anwendung. Bei pauschalierten Landwirten wird bei Umsätzen aus der Be- und Verarbeitung der anzuwendende Durchschnittssatz (Vorsteuern) auf 6 % angehoben. Hinsichtlich des Überschreitens der Lieferschwelle und der Erwerbsschwelle ist eine neue Ermittlungsmethode anzuwenden. 





1. Ort der Lieferung (§ 3 Abs. 8 UStG 1994)


Die Unterscheidung zwischen Beförderung bzw. Versendung (durch den liefernden Unternehmer) einerseits und Abholung (Beförderung oder Versendung durch den Abnehmer) andererseits fällt weg.


Praktische Auswirkungen ergeben sich beim sog Reihengeschäft. Dazu folgende Beispiele:


Beispiel 1:


Der Hersteller W in Wien verkauft eine Ware an den Großhändler K in Köln. K holt die Ware von W ab.


Bisherige Rechtslage:


Die Lieferung (Abholfall) wird nach § 3 Abs. 7 UStG 1994 dort ausgeführt, wo sich die Ware zum Zeitpunkt der Verschaffung der Verfügungsmacht befindet (Lieferort daher Wien).


Neue Rechtslage:


Die Lieferung gilt gemäß § 3 Abs. 8 UStG 1994 mit dem Beginn der Beförderung als ausgeführt (Lieferort daher unverändert Wien).





Beispiel 2:


Der Hersteller W in Wien verkauft eine Ware an den Großhändler K in Köln und dieser wiederum an seinen Kunden M in Deutschland. K holt die Ware von W ab und befördert sie zu seinem Kunden M.


Bisherige Rechtslage:


W tätigt mit der Übergabe der Ware an K einen Umsatz, der gemäß § 3 Abs. 7 UStG 1994 dort ausgeführt wird, wo sich die Ware im Zeitpunkt der Verschaffung der Verfügungsmacht befindet (das ist Wien), K tätigt mit dem Beginn der Beförderung der Ware zu seinem Abnehmer M einen Umsatz, der gemäß § 3 Abs. 8 USt 1994 mit Beginn der Beförderung (das ist Wien) als ausgeführt gilt.


Neue Rechtslage:


Auch bei Beförderung oder Versendung durch den Abnehmer K gilt die Lieferung des W an den Abnehmer K - allerdings nunmehr gemäß § 3 Abs. 8 UStG 1994 - mit dem Beginn der Beförderung (das ist in Wien) als ausgeführt. Für die nachfolgende Lieferung kommt - da die Beförderung bereits der ersten Lieferung zugerechnet wurde - nur mehr die Ortsbestimmung gemäß § 3 Abs. 7 UStG 1994 in Frage. Die Ware befindet sich in dem Zeitpunkt, in dem M die Verfügungsmacht verschafft wird, in München. Der Ort der zweiten Lieferung ist daher nicht in Österreich, sondern in Deutschland. Die bewegte Lieferung findet daher nicht wie bisher zwischen K und M, sondern zwischen W und K statt.





Beispiel 3:


Der Hersteller M in München verkauft eine Ware an den Großhändler S in Salzburg und dieser wiederum an seinen Kunden W in Wien. S holt die Ware von M ab und befördert sie zu seinem Kunden W.


Bisherige Rechtslage:


Die Lieferung des M an S wird nach § 3 Abs. 7 UStG 1994 dort ausgeführt, wo sich die Ware im Zeitpunkt der Verschaffung der Verfügungsmacht befindet (das ist München). S tätigt mit dem Beginn der Beförderung der Ware zu seinem Abnehmer W einen Umsatz, der gemäß § 3 Abs 8 UStG 1994 mit Beginn der Beförderung (das ist München) als ausgeführt gilt.


Neue Rechtslage:


Die Lieferung des M an den Abnehmer S gilt gemäß § 3 Abs. 8 UStG 1994 mit dem Beginn der Beförderung als ausgeführt (Lieferort daher München). Für die nachfolgende Lieferung kommt - da die Beförderung bereits der ersten Lieferung zugerechnet wurde - nur mehr die Ortsbestimmung nach § 3 Abs. 7 UStG 1994 in Frage. Die Ware befindet sich in dem Zeitpunkt, in dem W die Verfügungsmacht verschafft wird, in Wien. Der Ort der zweiten Lieferung ist daher Wien. Die bewegte Lieferung findet nicht wie bisher zwischen S und W, sondern zwischen M und S statt.





2. Ort der Leistung (§ 3a Abs. 8 lit. c UStG 1994)


Für die Maßgeblichkeit des Leistungsortes nach § 3a Abs. 8 UStG 1994 (Tätigkeitsortsprinzip) wurde der Begriff "Werkleistung" durch den Begriff "Arbeit" ersetzt. Es ist daher nicht erforderlich, dass der leistende Unternehmer Zutaten oder Nebensachen beistellt. Damit bestimmt sich auch der Leistungsort von zB "reinen" Reparaturleistungen nach dem Tätigkeitsort, wie dies bisher im Auslegungswege erreicht wurde. 





3. Steuerbefreiung für Gold (§ 6 Abs. 1 Z 8 lit. j UStG 1994)


Zu dieser Neuregelung wird erst nach der Veröffentlichung der Liste der befreiten Münzen durch die Europäische Kommission ein gesonderter Erlass ergehen.





4. Ausfuhrnachweis (§ 7 Abs. 6 Z 1 UStG 1994)


Durch die Änderung hinsichtlich des Lieferortes im § 3 Abs. 8 UStG 1994 ergeben sich auch Auswirkungen auf den Ausfuhrnachweis. Den Abholfall nach der bisherigen Rechtslage gibt es nur mehr in den Fällen des so genannten Touristenexportes.


Hinsichtlich der Ausfuhrbescheinigung in den übrigen Fällen ist - im Hinblick auf die Änderung des § 3 Abs. 8 UStG 1994 - zwischen Beförderung und Versendung zu unterscheiden, gleichgültig ob diese durch den Lieferer oder den Abnehmer erfolgt. Der Ausfuhrnachweis in den Versendungsfällen ist nach § 7 Abs. 5 UStG 1994 zu führen. Für die Beförderungsfälle ist der Ausfuhrnachweis nach § 7 Abs. 6 Z 2 UStG 1994 zu führen.


Durch die Neuregelung wird in den Fällen der kommerziellen Ausfuhr im Reiseverkehr eine Ausfuhrbescheinigung (U 34) entbehrlich, wenn eine schriftliche Anmeldung in der Ausfuhr erforderlich ist. 





5. Leistung für das Unternehmen (§ 12 Abs. 2 Z 1 UStG 1994)


5.1 Leistungen im Zusammenhang mit einem unternehmerisch genutzten Gebäude gelten (unabhängig, in welchem Ausmaß die unternehmerische Nutzung erfolgt) grundsätzlich zur Gänze als für das Unternehmen ausgeführt.


Die gänzliche Zuordnung von Gebäuden zum Unternehmen wird als Regelfall normiert, da dies bei späteren Änderungen der unternehmerischen Nutzung grundsätzlich für den Unternehmer günstiger ist. Es steht jedoch dem Unternehmer frei, nur den tatsächlich unternehmerisch genutzten Gebäudeteil dem Unternehmensbereich zuzuordnen.


Beispiel:


Im Zeitpunkt der erstmaligen Verwendung wird ein Gebäude zu 60% unternehmerisch und zu 40% privat genutzt.


Rechnet der Unternehmer das Gebäude zu 60% dem Unternehmensbereich zu, so berechtigt eine Erhöhung des Anteils der unternehmerischen Nutzung in den nächsten Jahren (zB das Gebäude wird in den Folgejahren zu 100% unternehmerisch genutzt) nicht zum nachträglichen Vorsteuerabzug gemäß § 12 Abs. 10 UStG 1994 .


Wird das Gebäude von vornherein zu 100% dem Unternehmensbereich zugeordnet (hinsichtlich der unecht befreiten Privatnutzung ist der Vorsteuerabzug nach § 12 Abs 3 UStG 1994 ausgeschlossen), so berechtigt die Verwendungsänderung zum nachträglichen Vorsteuerabzug nach § 12 Abs. 10 UStG 1994 .





Für Gebäude gilt die Geringfügigkeitsregelung (mindestens 10%ige unternehmerische Nutzung) nicht. Eine auch unter 10% liegende unternehmerische Nutzung führt grundsätzlich zu einer 100%igen Zuordnung des Gebäudes zum Unternehmensbereich bzw. - kann bei Zuordnung entsprechend der tatsächlichen Nutzung - auch ein unter 10% unternehmerisch genutzter Gebäudeteil dem Unternehmen zugerechnet werden.





5.2 Die grundsätzliche Zuordnungsregelung bezüglich anderer Vorleistungen als solcher für Gebäude bleibt unverändert. Diese Vorleistungen gelten grundsätzlich zur Gänze als für das Unternehmen ausgeführt, wenn sie zu mindestens 10% unternehmerischen Zwecken dienen.


Abweichend von dieser grundsätzlichen Regelung kann nach der neuen Rechtslage der unternehmerisch genutzte Teil dem Unternehmen zugeordnet werden (wobei die Geringfügigkeitsgrenze von 10% zu beachten ist).


Beispiel:


Ein Unternehmer verwendet einen PC zu 60% unternehmerisch und zu 40% privat. Er hat die Möglichkeit den PC zur Gänze (100% Vorsteuerabzug, 40% Eigenverbrauch) oder zu 60% (60% Vorsteuerabzug) dem Unternehmensbereich zuzuordnen.


Wird der PC nur zB zu 5% unternehmerisch genutzt, ist eine Zuordnung zum Unternehmensbereich nicht möglich.


Zu beachten ist auch hier, dass im Falle der Zuordnung entsprechend der tatsächlichen Verwendung eine nachträgliche Verwendungsänderung zu keiner positiven Vorsteuerkorrektur berechtigt.





Beispiel:


Der Unternehmer nutzt den zu 60% dem Unternehmensbereich zugeordneten PC im Folgejahr zu 80% unternehmerisch. Ein zusätzlicher Vorsteuerabzug (§ 12 Abs. 10 UStG 1994) ist nicht möglich.





6. Anwendungsbereich der Vorsteuererstattung (§ 21 Abs. 9 erster Satz UStG 1994)


Das Erstattungsverfahren gelangt - wie schon nach der bisherigen Auslegung - auch in jenen Fällen zur Anwendung, in denen ein Umsatz zwar steuerpflichtig, die Steuerschuld aber auf den Leistungsempfänger übergeht.





7. Steuersatz bei pauschalierten Landwirten (§ 22 UStG 1994)


Im Erlass des BM Finanzen vom 5. November 1998, 09 2204/1-IV/9/98, (betreffend: Land- und forstwirtschaftlicher Nebenbetrieb; Be- oder Verarbeitung von eigenen oder zugekauften Urprodukten - umsatzsteuerliche Behandlung), wurde ausgeführt, dass keine Bedenken bestehen, wenn für 1999 die diesen Umsätzen aus der Be- oder Verarbeitung zuzuordnenden Vorsteuern mit einem Durchschnittssatz von 5% der steuerpflichtigen Gesamtumsätze (§ 17 Abs. 5 UStG 1994) berechnet werden. Im Hinblick auf die Anhebung des Durchschnittssatzes des § 22 Abs. 1 UStG 1994 auf 12% wird dieser Vorsteuerdurchschnittssatz auf 6%, geltend ab dem Jahr 2000, angehoben.





8. Zoll- und Steuerlager (§ 24b und Art. 24b UStG 1994)


Erlass folgt nach Ergehen der Verordnung.





9. Erwerbsschwelle (Art. 1 Abs. 4 Z 2 erster Satz UStG 1994)


Die Regelung des Art. 1 Abs. 4 Z 2 erster Satz UStG 1994 wurde dem Gemeinschaftsrecht so angepasst, dass mit dem ersten Erwerb, mit dem die Erwerbsschwelle überschritten wird, die Rechtsfolgen ab diesem Erwerb eintreten.


Beispiel :


Der Arzt A (§ 6 Abs. 1 Z 19 UStG 1994) kauft medizinische Geräte in Deutschland ein. Im Jahr 1999 lagen seine Einkäufe unter 150.000 S. Im Februar 2000 kauft er ein Gerät um 120.000 S, im März 2000 ein weiteres Gerät um 50.000 S. Mit dem Erwerb des zweiten Gerätes (und mit allen weiteren Erwerben) unterliegt der Arzt der Erwerbsbesteuerung. Das erste Gerät bleibt ohne Erwerbsbesteuerung.


Kauft der Arzt das Gerät um 50.000 S im Februar 2000 und das zweite Gerät um 120.000 S im März 2000, so unterliegt der Erwerb des zweiten Gerätes (120.000 S) der Erwerbssteuer.





10. Lieferschwelle (Art. 3 Abs. 5 UStG 1994)


Die Regelung des Art. 3 Abs. 5 erster und zweiter Satz UStG 1994 wurde dem Gemeinschaftsrecht so angepasst, dass mit dem ersten Umsatz, mit dem die Lieferschwelle überschritten wird, die Rechtsfolgen ab diesem Umsatz eintreten.


Beispiel:


Der deutsche Unternehmer D versendet Waren an Privatkunden von Deutschland nach Österreich. Im Jahr 1999 lagen diese Umsätze unter 1,4 Mio S. Bis Ende November 2000 betrugen die Lieferungen nach Österreich 1,350 Mio S. Im Dezember 2000 tätigt D wieder eine Lieferung nach Österreich, und zwar in Höhe von 51.000 S. Diesen Umsatz (51.000 S) und die nachfolgenden Umsätze hat D in Österreich zu versteuern.





11. Dreiecksgeschäft (Art. 25 Abs. 1, Art. 25 Abs. 3 lit. d UStG 1994)


Durch die Änderung hinsichtlich des Lieferortes im § 3 Abs. 8 UStG 1994 kommt die Sonderregelung für Dreiecksgeschäfte auch dann zur Anwendung, wenn der mittlere Unternehmer den Gegenstand vom ersten Lieferer abholt und zum letzten Abnehmer befördert oder versendet.


Beispiel:


Der Unternehmer W aus Wien bestellt Waren bei M, München, dieser bei P in Paris. W, M und P treten unter der UID ihres Sitzstaates auf. Die Ware wird von M bei P abgeholt und an W versendet. M legt eine Rechnung, die dem Art. 25 Abs. 4 UStG 1994 entspricht.


Die Voraussetzungen für ein Dreiecksgeschäft liegen vor.


Die Lieferung des P an M ist unter den Voraussetzungen des französischen Rechts (nach österreichischem Recht: Art. 7 UStG 1994) eine steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung.


M tätigt gemäß Art. 3 Abs. 8 erster Satz UStG 1994 einen innergemeinschaftlichen Erwerb in Österreich. Dieser Erwerb ist unter den Voraussetzungen des Art. 25 Abs. 3 UStG 1994 von der USt befreit.


Der Erwerb des M gemäß Art. 3 Abs. 8 zweiter Satz UStG 1994 gilt als besteuert, wenn er nachweist, dass ein Dreiecksgeschäft vorliegt und dass er seiner Erklärungspflicht gemäß Art. 25 Abs. 6 UStG 1994 nachgekommen ist (Art. 25 Abs. 2 UStG 1994).


Die Lieferung des M an W wird in Österreich ausgeführt (§ 3 Abs. 7 UStG 1994). Gemäß Art. 25 Abs. 5 UStG 1994 wird die Steuer von W geschuldet.


In Art. 25 Abs. 1 letzter Satz UStG 1994 wird nunmehr ausdrücklich darauf hingewiesen, dass der letzte Abnehmer auch eine juristische Person im Nichtunternehmerbereich sein kann.





12. Vorliegender Erlass stellt die Rechtsansicht des BMF dar. Über die gesetzlichen Bestimmungen hinausgehende Rechte oder Pflichten können daraus nicht abgeleitet werden.





14. Dezember 1999
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